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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Daweke, Frau Dr. Wilms, 
Frau Dr. Wisniewski, Frau Benedix, Dr. Rose, Frau Krone-Appuhn, Rühe, Dr. Pfennig, 
Dr. Müller, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, Schmidt (Wuppertal) 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 8/750 — 

Zehntes Schuljahr 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — Kab/Parl/ 
II A 1— 0104-6 — 11/77 — hat mit Schreiben vom 26. Juli 1977 die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

1. Hält die Bundesregierung die Erklärung des Bundeskanzlers 
nach wie vor aufrecht, und orientiert sie ihre praktische Politik 
an dem obengenannten Ziel? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von dem in der Regie-
rungserklärung vom 16. Dezember 1976 ausgesprochenen Vor-
rang für das Berufsgrundbildungsjahr abzugehen. Die Bundes-
regierung hat seit jeher ihre praktische Politik an der Priorität 
für die berufliche Bildung orientiert. Sie stellt — nachdem .sie im 
Rahmen der gemeinsamen Bildungsplanung mit den Ländern auf 
die Entwicklung entsprechender Programme gedrängt hat — Län-
dern und Gemeinden mittelfristig 650 Mio DM an zusätzlichen 
Investitionsmitteln für die Förderung der beruflichen Schulen 
und Einrichtungen der beruflichen Bildung zur Verfügung. Diese 
Mittel, zu denen noch Aufwendungen der Länder und Gemein-
den in gleicher Höhe kommen, so daß insgesamt ein zusätz-
liches Volumen von 1,3 Mrd. DM für Investitionen im Bereich 
des beruflichen Schulwesens zur Verfügung steht, sind insbeson-
dere auch für das Berufsgrundbildungsjahr und die beruflichen 
Vollzeitschulen bestimmt. Die Bundesregierung hofft, daß diese 
Mittel von den Ländern zügig in Anspruch genommen werden, 
damit die Ziele der gemeinsamen Planung rechtzeitig erfüllt 
werden können. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung 
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die inhaltliche Entwicklung des Berufsgrundbildungsjahres, in-
dem sie bei Modellversuchen der Länder statt der sonst üblichen 
50 v. H. einen Bundesanteil von 90 v. H. gewährt. 

Am 1. Juni 1977 hat die Bundesregierung ferner den Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft beauftragt, bei den 
Ländern festzustellen, wie Angebote beruflicher Grundbildung 
vorrangig für Jugendliche ohne Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
bereitgestellt werden können. Auf Vorschlag der Bundesregie-
rung hat die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung bereits am 6. Juni 1977 die entsprechenden 
Vorarbeiten beschlossen und eine Beratung über die von ihrem 
zuständigen Ausschuß erbetenen Vorschläge für den 3. Oktober 
1977 vorgesehen. Damit hat die Bundesregierung, die beim Aus-
bau des Berufsgrundbildungsjahrs voll auf eine entsprechende 
Bereitschaft der Länder angewiesen ist, alle ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten rasch und umfassend genutzt. 

2. Wenn ja, wie steht der Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft zu dem Beschluß der außerordentlichen Bundeskonferenz 
der Arbeitsgemeinschaft für Sozialdemokraten im Bildungs-
bereich (AfB) auf ihrem Kongreß vom 13. bis 15. Mai 1977, in 
dem alle SPD-Bildungspolitiker aufgefordert werden, „sich nach-
drücklich für die Einführung eines zehnten allgemeinbildenden 
Schuljahres an den Hauptschulen einzusetzen"? 

Es entspricht nicht der Übung der Bundesregierung, die Willens-
bildung in den Parteien und Vorschläge von Arbeitsgemein-
schaften der Parteien zu kommentieren. 

3. Wird die Bundesregierung bei der Fortschreibung des Bildungs-gesamtplanes ihrer Politik in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung den Beschluß der 
außerordentlichen Bundeskonferenz der Arbeitsgemeinschaft für 
Sozialdemokraten im Bildungsbereich (AfB), ein zehntes allge-
meinbildendes Schuljahr einzuführen, zugrundelegen oder wird 
sie entsprechend ihrer Ankündigung der Einführung eines zehn-
ten Schuljahres in Form eines Berufsgrundbildungsjahres den 
Vorrang geben? 

Die Bundesregierung ist am 6. Juni mit den Ländern überein-
gekommen, im Rahmen der geplanten Fortschreibung des Bil-
dungsgesamtplans auch die Frage des zehnten Schuljahrs ge-
meinsam mit den Ländern zu prüfen. Ohne dem Ergebnis dieser 
Prüfung vorgreifen zu wollen, wird die Bundesregierung darauf 
achten, daß die in der Regierungserklärung ausgesprochene 
Priorität für das Berufsgrundbildungsjahr bei den Verhandlun-
gen zum Ausdruck kommt. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang auf die 
Regierungserklärung des hessischen Ministerpräsidenten vom 
6. Juli 1977 hin, in der es für das Land Hessen heißt: „Die Lan-
desregierung ist der Auffassung, daß in Hessen kein Jugend-
licher nach der neunten Klasse ohne weitere Ausbildungs-
chancen bleiben darf. Wir bieten folgende Möglichkeiten an: 

— den Besuch einer weiterführenden allgemeinbildenden 
Schule, 
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— ein freiwilliges zehntes Schuljahr an Hauptschulen oder Ge-
samtschulen, 

— eine berufliche Vollzeitschule, 

— ein Berufsausbildungsverhältnis im dualen System bzw. ein 
Berufsgrundbildungsjahr. " 

In derselben Erklärung heißt es: 

„Der Ausbau des Berufsgrundbildungsjahrs wird konsequent 
fortgeführt. Zusätzlich zu den über 60 Modellversuchen werden 
im kommenden Jahr etwa 20 weitere Versuche eingerichtet. 
Dies bedeutet, daß im nächsten Schuljahr im Landesdurchschnitt 
an mehr als jeder zweiten Berufsschule ein Bildungsangebot im 
Berufsgrundschuljahr vorhanden sein wird. 

Auch im Bereich der beruflichen Vollzeitschulen hat das Land 
durch eine zielstrebige Ausbaupolitik ein vielfältiges Bildungs-
angebot geschaffen. Schon heute gibt es in Hessen über 43 000 
Vollzeitschüler, von denen allein 23 000 eine Berufsschule be-
suchen. 

Unsere besondere Sorge gilt lernschwachen und lernbehinder-
ten Jugendlichen, die nach Erfüllung ihrer Vollzeitschulpflicht 
noch nicht in ein Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis vermittelt 
werden können." 

Dieser pragmatische und sowohl an den Möglichkeiten des Lan-
des als an den Interessen der Jugendlichen zwischen dem 15. 
und 16. Lebensjahr orientierte Ansatz entspricht voll der Auf-
fassung der Bundesregierung von dem, was im Landesbereich 
in den nächsten Jahren zu tun ist. Die Bundesregierung würde 
es begrüßen, wenn die Opposition bei den von der CDU bzw. 
CSU geführten Landesregierungen auf eine ähnliche Ausbau-
politik hinwirken würde. Sie weist in diesem Zusammenhang 
auf Beratungen im Landtag des Landes Schleswig-Holstein hin, 
bei denen ein Antrag auf Einführung eines freiwilligen zehnten 
Hauptschuljahrs durch die Landtagsfraktion der CDU abgelehnt 
und gleichzeitig erklärt wurde, daß auch der notwendige Aus-
bau des Berufsgrundschuljahrs zurückgestellt werden müsse. 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung der Arbeits-
gemeinschaft für Sozialdemokraten im Bildungsbereich, daß ,die 
Einführung eines allgemeinbildenden zehnten Schuljahres ange-
sichts der gegenwärtigen „Konsolidierungsphase" in der Ge-
samtschulpolitik eine geeignete Übergangslösung zur Einführung 
der integrierten Gesamtschule als Regelschule ist'? 

Die Bundesregierung wiederholt ihre Auffassung, daß es nicht 
ihre Aufgabe sein kann, die Meinungsbildung in einer Arbeits-
gemeinschaft einer Partei zu kommentieren. Sie ist im übrigen 
der Meinung, daß zwischen dem Angebot eines zehnten Schul-
jahrs und der wünschenswerten Einführung der Gesamtschule 
als einer Form des Regelschulwesens kein unmittelbarer Zu-
sammenhang gegeben ist. In jedem Fall kommt es darauf an, 
ein zehntes Pflichtschuljahr inhaltlich den Interessen der Ju-
gendlichen entsprechend auszugestalten. 




